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Drucksache 1391 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 13. November 1959 


Abschrift 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 
Herrn Ministerpräsidenten Dr. Zinn 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
211. Sitzung am 13. November 1959 beschlossen hat, hinsicht- 
lich des vom Deutschen Bundestag am 14. Oktober 1959 ver- 
abschiedeten 

Gesetzes über die Errichtung des Bundesver- 
waltungsamtes 
— Drucksachen 405, 1129 — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 


Dr. Röder 


Bonn, den 13. November 1959 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 29. Oktober 1959 mit der Bitte um Kenntnisnahme über- 
sandt. 


Dr. Röder 


Druck: Bonner Universit&ts-Budidruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goetbestraße 54, Telefon 35 51 



Drucksache 1391 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Anlage 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Gesetz über die Errichtung des Bundesverwaltungsamtes 


1. Zu §§ 1 und 8 

a) In § 1 Abs. 2 sind die Worte „oder durch 
andere Bundesgesetze" und „ , und Verwal- 
tungsaufgaben des Bundes, die ihm auf 
Grund von Bundesgesetzen übertragen" zu 
streichen. 

b) In § 1 ist Absatz 3 zu streichen. 

c) § 8 ist zu streichen. 

Begründung zu a) bis c) 

Nach der vom Bundesrat ständig vertretenen 
Auffassung bedarf gemäß Artikel 87 Abs. 3 
Satz 1 GG nicht nur die Errichtung einer Bun- 
desoberbehörde, sondern auch die Übertragung 
von Verwaltungszustäiidigkeiten auf diese Bun- 
desoberbehörde eines formellen Bundesgesetzes. 
In diesem Bundesgesetz müssen die Aufgaben, 
die von der Bundesoberbehörde im Sinne des 
Artikels 87 Abs. 3 Satz 1 GG wahrgenommen wer- 
den sollen, enumerativ aufgezählt werden. 

Die in § 1 Abs. 2 letzte Alternative und in § 1 
Abs. 3 enthaltenen Regelungen, die eine Über- 
tragung von Zuständigkeiten auf das Bundesver- 
waltungsamt auch ohne formelles Gesetz vor- 


sehen, verstoßen gegen diese Grundsätze und 
sind daher verfassungsrechtlich zu beanstanden. 
Außerdem wird durch die in § 1 Abs. 3 vorge- 
sehene Regelung unter Umgehung des im 
Grundgesetz für die Wahrnehmung von Ver- 
waltungsaufgaben durch Bundesstellen festge- 
legten Typenzwangs eine unter dem Bundes- 
minister des Innern stehende Bundesverwal- 
tungsbehörde geschaffen. 

§ 1 Abs. 2 zweite Alternative („durch andere 
Bundesgesetze") erscheint überflüssig. 

Die Streichung des § 8 ergibt sich als Folge der 
Streichungsvorschläge zu § 1 Abs. 2 und 3. 

2. Zu § 2 

In § 2 ist Absatz 3 zu streichen. 
Begründung 

Auf die Begründung zu den Streichungsvor- 
schlägen zu § 1 Abs. 2 und 3 sowie § 8 wird 
Bezug genommen: Nach Artikel 87 Abs. 3 Satz 1 
des Grundgesetzes können die fraglichen Ver- 
waltungsaufgaben auf das Bundesverwaltungs- 
amt nur durch förmliches Gesetz übertragen 
werden. 
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